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Der Geſetzentwurf betreffend den Schutz und die 
Ausübung der Liſcherei. 


Schluß 
Sonftige Rechts beziehungen der Fiſcherei zu anderen Berechtigungen. 
88 25 und 26. 


Die im § 25 normirte Verpflichtung der Waſſerwerksbeſitzer zur 
Anzeige an die Fiſchereiberechtigten, wenn Fiſchwaſſer abgelaſſen, die 
Waſſerleitungen trocken gelegt werden, findet ſich in allen älteren 
Fiſcherei⸗Ordnungeu. Bei dem in der Regel unbedeutenden und lang⸗ 
ſamen Betrieb der Waſſerwerke der früheren Zeit konnte eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung unbedenklich auferlegt werden. In uuſerer Zeit, wo die Ver⸗ 
hältniſſe ganz anders ſich geſtaltet haben, iſt, wenn man die Beſtimmung 
überhaupt beibehält, nur mit großer Vorſicht vorzugehen um jede 
Störung der Induſtrialwerke zu vermeiden; der Fiſchereiberechtigte hat in 
nächſter Nähe einen Bevollmächtigten zur Entgegennahme der Anzeige 
zu beſtellen und ähnliche Erleichterungen zu treffen, welche allenfalls 
die Behörde vorzuſchreiben hat. Der Schlußſatz diefer Beſtimmung 
ſoll, damit der Zweck der Anzeige erreicht werden kann, ausführlicher 
als der Entwurf es vorſchlägt, etwa wie folgt lauten: Der Fiſcherei⸗ 
berechtigte iſt befugt, die in den abgelaſſenen Waſſerleitungen vorge⸗ 
fundenen Fiſche zu ſammeln oder die ſonſt nöthigen Vorkehrungen zur 
Erhaltung der Fiſche zu treffen. 

§ 26 handelt von der Holztrift. Da dieſelbe nit Rückſicht auf 
das höhere volkswirthſchaftliche Intereſſe nicht entbehrt werden kann, 
laſſen ſich auch Beeinträchtigungen der Fiſcherei durch dieſelbe nicht be⸗ 
ſeitigen. Es iſt daher § 26 von ſehr zweifelhaftem Werth. 


| — - —— = — sen 2 
geſetze räumen zum Schutz der Fiſcherei das Recht hiezu den Fiſchern 


ein. Ein anderes im Entwurfe nicht normirtes Rechtsverhältniß iſt jenes 
der Fiſchereiberechtigten zu den Uferbeſitzern. Wenn einzelne fremdländi⸗ 
ſche Fiſchereigeſetze über dieſes Verhältniß keine Beſtimmungen treffen, 
ſo liegt dieſes in den vielleicht in anderer Weiſe geregelten Rechtszu⸗ 
ſtänden. Die öſterreichiſchen Länder dagegen entbehren einer ſolchen 
Regelung, und es liegen darüber zahlreiche Klagen vor. Das Fiſcherei⸗ 
geſetz ſoll über dieſes Verhältniß die Beſtimmung treffen, daß den 
Fiſchereiberechtigten und dem Aufſichtsperſonale das Begehen der Ufer, 
ſoweit es für Zwecke des Fiſchfanges nothwendig iſt, gegen Erſatz des 
Schadens und unter beſtimmten Ausnahmen, z. B. eingefriedeter Plätze 
u. dgl. zu geſtatten ſei. Solange es an einer ſolchen wohlthätigen Be⸗ 
ſtimmung fehlt, bleibt jenes traurige Verhältniß aufrecht, welches Be⸗ 
richte aus Steiermark ſo draſtiſch ſchildern und das jede geſunde Ent⸗ 
wicklung der Fiſcherei unmöglich macht. 

Die Motive halten eine Beſtimmung nicht für nothwendig. „weil 
ein ſolches Recht entbehrlich iſt an Plätzen, deren Betretung jedermann 
freiſteht, ferner dort, wo das Fiſchereirecht mit dem Uferbeſitz ver⸗ 
bunden iſt, oder wo ſchon derzeit eine civilrechtlich begründete Servitut 
beſteht“. Plätze der erſten Art gibt es bekanntlich ſehr wenige an 
Fiſchwaſſern; die Verbindung der Fiſcherei mit dem Uferbeſitz, inſoweit 
hier nicht das Recht, ſondern die thatſächliche Ausübung gemeint iſt, 
wird beim Kleinbeſitz als derart culturſchädlich erkannt, daß faſt alle 
neuen Geſetze (leider mit Ausnahme unſeres Entwurfes) wie ſchon oben 
bemerkt, dieſe Ausübung bald durch den Verpachtungszwang, bald durch 
Zwangsgenoſſenſchaften abzuſtellen ſuchen. Wo zur Verpachtung der 
Uferbeſitzfiſchereien oder zu einer anderen genoſſenſchaftlichen Ausübung 
geſchritten wird, da bedarf e3 ebenſo wie bei der Jagd ſowohl zum 
Schutze der Fiſcherei, als zum Schutz der Grundeigenthümer einer Be⸗ 
ſtimmung über das Betreten der Grundſtücke und über den Schadener⸗ 
ſatz. Fehlt eine ſolche Beſtimmung im Geſetze, ſo bleibt es zweifelhaft, 
ob der Pächter oder der Genoſſenſchaftsfiſcher zum Betreten der Ufer 
berechtigt, und wenn berechtigt, ob er dann zur Vergütung des Scha⸗ 
dens verpflichtet iſt. Die Entſcheidung dieſer Fragen kann in ſolchen 
Fällen auch nicht den Pachtverträgen oder Genoſſenſchaftsſtatuten über⸗ 
laſſen werden. Es würde ſich dabei dasſelbe beklagenswerthe Verhält⸗ 
niß einſtellen, wie in Bezug auf Wildſchadenerſatz in jenen Staaten, 
wo in neuerer Zeit die Geſetzgebung die Statuirung der Erfatzpflicht vom 
Geſetze ausgeſchloſſen und den Pachtverträgen überlaſſen hat. Den Be⸗ 
ſchädigungen ſind ſtets einzelne Grundbeſitzer mehr ausgeſetzt als andere; 

die Majorität der Grundbeſitzer oder ihre Vertretung wird im In⸗ 
tereſſe des höheren Pachtſchillings oder Reinerträgniſſes auf den Scha⸗ 
denerſatz verzichten und in ſolcher Weiſe leiden Einzelne einen unver⸗ 


Mit dieſen Paragraphen ſchließen die Beſtimmungen des Ent- hältnißmäßigen Schaden, der ihnen durch den auf alle Beſitzer gleich⸗ 


wurfes über die Rechtsverhältniſſe der Fiſcherei gegenüber anderen Be⸗ 
rechtigungen. Schon im allgemeinen Theil wurde erwähnt, daß hier auch 
noch die Normirung des Rechtsverhältniſſes gegenüber den Jagdberech⸗ 
tigten in Bezug auf Vertilguug und Zueignung der Fiſchottern und 
anderer Fiſchraubthiere hätte aufgenommen werden ſollen. Alle Fiſcherei⸗ 


mäßig vertheilten Pachtſchilling oder Reinertrag — dort der Jagd, 
hier der Fiſcherei — nicht erſetzt wird. 

i Die Verweiſung endlich der Fiſchereiberechtigten mit dem An⸗ 
ſpruche auf die Servitut die Ufer zu betreten auf den Rechtsweg 
macht die Sache nicht beſſer. Es wird dem einzelnen Fiſchereiberechtigten 
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wohl in der Regel der Beweis gelingen, daß das Betreten der Ufer liebigen Zeit durch Betreten des Rechtsweges illuſoriſch gemacht 
beim Fiſchfang herkömmlich jet — das württembergiſche Fiſchereigeſetzſ werden? 

begnügt ſich mit einem ſolchen Beweiſe — es wird ihm aber ſelten Dieſe und ähnliche Zweifel ſind bereits wiederholt bei den Ent⸗ 
möglich werden zu beweiſen, daß er jede einzelne Uferparcelle jedes ſcheidungen nach dem Waſſerrechte aufgetaucht. Man hat wohl mit Recht 
einzelnen Beſitzers in der geſetzlichen Verjährungszeit zum mindeſten unterlaſſen das Waſſerrechtsgeſetz ſofort abzuändern, da dasſelbe eben erſt 
dreimal betreten habe. In ſolcher Weiſe wird es zahlreiche Fiſchwaſſer in das Leben getreten und eine ſo ſchnell erfolgende Aenderung beſtehender 
geben, welche wegen Mangel einer Berechtigung zur Betretung der Geſetze mißlich iſt. Wenn aber über einen anderen Gegenſtand ein anderes 
Ufer von den Fiſchereiberechtigten weder befiſcht noch überwacht werden Geſetz gegeben wird, dann mag es wohl als gerechtfertigt erſcheinen, 
können, und wo Fiſchdiebe ſelbſt anch den Uferbeſitzern mehr ſchaden die ungelösten Zweifel, die erkannten Fehler und Irrthümer früherer Ge⸗ 


als dies von Seite der Berechtigten je zu beſorgen wäre. ſetze nicht in das neue Geſetz zu übertragen, ſondern ſoweit nur mög⸗ 
Die Berufung im Motivenberichte auf § 8 des Reichsgeſetzes lich Abhilfe zu ſchaffen. — - 
über das Waſſerrecht iſt nicht paſſend. Die Schiff und Floßfahrt Das Waſſerrechtsgeſetz hat übrigens den erwähnten Grundſatz kei⸗ 


kann ſich begnügen mit „behördlich beſtimmten“ Plätzen zum Landen 
und zum Befeſtigen der Schiffe am Uſer; der Fiſcher iſt. wenigſtens 
bei der Fluß⸗ und Bachfiſcherei, überall auf das Betreten der Ufer an⸗ 
gewieſen. Unſer Vorſchlag über dieſen Gegenſtand eine geſetzliche Rege⸗ 
lung nach der oben gegebenen Andeutung eintreten zu laſſen, iſt eben ſo 


neswegs in jener Weiſe ausgebildet, wie dies die Motive des Fiſcherei⸗ 
geſetzentwurſes annehmen; findet man doch in den Landesgeſetzen über das 
Waſſerrecht Beſtimmungen, welche der Verwaltungsbehörde allein ohne 
weiteren Rechtsweg die Entſcheidung über ſolche Erſätze übertragen, 
andere wo der Rechtsweg nur zuläſſig ſein ſoll über den Betrag 
ſehr im Intereſſe der Fiſchereiberechtigten wie im Intereſſe der Uferbeſitzer | des Schadens, wieder andere, wo der Anſpruch ſelbſt, alſo ſowohl in Bezug 
gelegen und wird vielen Streitigkeiten einerſeits über das Betreten der auf die Erſatzpflicht als auch in Bezug auf den Betrag nach vorausgegan⸗ 
Ufer, anderſeits über die Verpflichtung zum Schadenerſatz ein Ende gener politiſcher Entſcheidung nochmals dem Rechtswege überwieſen werden 
machen. ö kann. Auch hier iſt alſo das Waſſerrecht kein zuverläſſiger Führer. 
Das ältere öſterreichiſche Recht kannte eine ſolche die Streitluſt groß⸗ 
Rechtsweg gegen adminiſtrative Entſcheidungen über Entſchädigungen. ziehende Anhäufung zuläſſiger Inſtanzen und Rechtsmittel nicht. Erſt die 
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e 5 3 gebracht. er auch im Ausland werden nunmehr die Fehler dieſer 
In den letzteren Jahren iſt in die öſterreichiſche Geſetzgebung 155 akt; ; h j ; 85 
der Grundsatz aufgenommen worden, in Fällen, wo aus Rückſichten hene gerade von den Praktikern in der entſchiedenſten Weiſe ver 
des öffentlichen Wohles, des überwiegenden wirtſchaftlichen Nutzens, der Grie enkerl (Wegebaugeſetzgebung im deutſchen Reich. Braun⸗ 
vollen, Entwicklung der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft, N Einzelnen ſchweig 1871. S. ae einen ſolchen 25 0 als 1250 hohlen 
das Eigenthum oder andere Rechte entzogen, Leiſtungen, ein Dulden Formalismus; es iſt doch wahrlich keine Rechtsfrage, wie hoch eine 
oder Unterlaſſen auferlegt werden, z. B. bei Expropriationen, in Fällen Fläche Landes zu ſchätzen fei, welche einmal abgetreten werden muß, ſon⸗ 
des Jorſtgeſetze zu Gunſten der Holzbringung, 2 zahlreichen Fällen dern eine rein techniſche Frage; vernünftig iſt es nur, daß eine fach- und 
des W ſſerrechtsgeſetzes I dgl. 8 je! bie Leiſtung allein, oder rechtskundige Behörde das Abſchätzungsverfahren leitet und auf Grund 
zwar auch gleichzeitig die Gegenleistung, d. i. die Entſchädigung oder desſelben den Spruch endgiltig fällt. Dieſe Behörde muß im Stande ſein, 
den Schadensbetrag von der politiſchen Behörde, welche über die Lei⸗ die Sachverſtändigen gehörig zu inſtruiren und mit Sachkenntniß zu be⸗ 
ung 5 Basis 2 mittelft Erkeuntniſſes feſtſtellen zu laſſen, dabei urtheilen, ob deren Gutachten vollſtändig und genügend motivirt find, 
aber jeder Partei, welche ſich durch eine ſolche Feſtſtellung der Ente ſo daß fie als Anhalt für den Spruch dienen können, oder ob ein neues 
ſchädigung beſchwert erachtet, noch den Rechtsweg vorzubehalten. Auch Gutachten von denſelben oder von anderen Sachverſtändigen einzuholen 
der Fiſchereigeſeb⸗Entwurf folgt 5 27 dem zuletzt erwähnten Grund⸗ iſt. Die Frage über den Werth des geſetzlich abzutretenden Eigen⸗ 
jabe. — e bemerken in der 1. Alinen zum Abſatze V (©. 23): thums, über die Größe der Entſchädigung für die einzuräumende 
Se 5 ie Verwaltungsbehörde entſcheiden ſoll über die Vorkehrungen Servitut, für eine ſonſtige Geſtattung oder Leiſtung bietet gar keine 
und Maßregeln A Schutze und 25 Förderung der Fiſcherei, ſo muß Seite einer rechtlichen Beurtheilung dar und darf ohne ſachkundeige 
ſie auch entſcheiden über die an jene Maßregeln geknüpften Gegen⸗ Erwägungen und eingehende techniſche Prüfungen gar nicht entſchieden 
leiſtungen, welche dem Fiſchereiberechtigten in Form von Entſchädigungen werden. — Derlei Fragen follen möglichſt praktiſch und einfach erledigt 
und Schadenerſätzen gebühren weil dadurch erſt die betreffenden werden. Völlig aber unerfindlich iſt es, wie ein Richter qualifieirt 
Entſcheidungen einen nach allen Seiten hin erſchöpfenden Charakter ſein ſoll, über den Werth eines abzutretenden Grundſtückes oder eine 
erlangen. Würde ein ſolcher Ausſpruch über den von einer Seite geſor⸗ ſonſtige Entſchädigungsziffer ein zutreffenderes Urtheil zu fällen, als 
derten Schadenerſatz der Cognition jener Behörde, welche über die eine ſachkundige Behörde, wenn eine ſolche bereits einen Ausſpruch 
den Erſatz ſelbſt begründende Maßregel zu entſcheiden beruſen it, gemacht hat. Die Eröffnung des Rechtsweges gegen ein von der agrar⸗ 
vorenthalten ſein, ſo wäre die Entſcheidung eine unvollſtändige, die richterlichen Behörde legal gefundenes Urtheil lediglich deßhalb, weil 
Lücke könnte durch die einfache Gerweifung des Erſasberechtigten auf einer Partei das Reſultat nicht genügt — läuſt nur auf einen For⸗ 
den ordentlichen Rechtsweg in einer wohl nur unvollſtändigen Weiſe malismus hinaus, welcher der Würde des Gerichtes gewiß nicht ent⸗ 
ausgefüllt werden. ſpricht, ſicher aber geeignet ift, das Vertrauen des Publicums zu der 
Wir ſtimmen dieſen Ausführungen der Motive vollkommen bei, Geſundheit der ſtaatlichen Einrichtungen zu untergraben. 
glauben jedoch, daß der Entwurf durch das zweite Alinea des § 27 In der Wiſſenſchaſt gebührt Profeſſor L. Stein das große Ver⸗ 
welches den Rechtsweg zuläßt, wenn die Betheiligten ſich mit dem dies⸗ dienſt, daß er zuerſt“) mit echt philoſophiſchem Geiſte die Entwährung 
fälligen Ausſpruche der Verwaltungsbehörde nicht befriedigt halten, den (Entlaſtung und Enteigung) als ein geſellſchaftliches Recht dar- 
beabſichtigten Zweck ſelbſt wieder vereitelt. Ein Ausſpruch der Verwal⸗ geſtellt und begründet und derſelben die richtige Stellung in dem 
tungsbehörden, welcher ſofort hinfällig wird, wenn die Betheiligten ſich Gebiete der Verwaltung angewieſen hat. Der Verwaltung, 
mit demſelben nicht befriedigt halten, erlangt keinen „erſchöpfenden welche ihrerſeits durch ihren Spruch das Eigenthum oder ein anderes 
Charakter“, eine ſolche Entſcheidung bleibt eben „unvollſtändig.“ Recht nimmt, hat auch die Entſchädigung zu gewähren. Die Ver⸗ 
Die Fafſung ſelbſt gibt zu denſelben, wo möglich noch verſtärkten wendung des Gerichtes, bemerkt Stein, widerſpricht dem Principe des 
Zweifeln Anlaß, wie ähnliche Beſtimmnngen im Waſſerrechte. Wer Entſchädigungsverfahrens. — Was das Gericht mit der Schätzung 
hat den Rechtsweg zu betreten? jene Partei, welche ih mit dem oder Schadensermittlung zu thun haben ſoll, ſei in der That nicht ab⸗ 
Ausſpruche nicht befriedigt hält, oder jene, welche eine Erſatzforderung zuſehen; am wenigſten aber ſei es verſtändlich, wenn man von den 
ſtellt? kann die zur Erſatzleiſtung verurtheilte Partei durch die einfache Schätzleuten (der Verwaltungsorgane) an die Gerichte appelliren darf, 
Erklärung, daß ſie ſich durch den Ausſpruch nicht für befriedigt halte, wie in Oeſterreich, da doch das Gericht nur durch neue Schätz⸗ 
den Gegner zwingen den Rechtsweg zu betreten? Iſt der Rechtsweg leute einſchreiten könnte. 
erft zuläſſig, wenn die Verwaltungsbehörden in allen Inſtanzen en- 
ſchieden haben? erwächst die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden Stein 


. 5 . \ ; Verwaltungslehre VII. Band S. 67 ff u. insbeſondere S. 320— 
nach einer beſtimmten Friſt in Rechtskraft oder kann fie zu jeder be⸗ 322, 336 — 338. 


Nach Activirung des Verwaltungsgerichtshofes würde 
es völlig ungeeignet erſcheinen, die vom Verwaltungsgerichtshofe ge⸗ 
billigten oder auf Grund der von ihm aufgeſtellten Rechtsanſchauung 
neu gefällten Erkenntniſſe der Verwaltungsbehörden einer abermaligen 
Judicatur durch die Gerichte zu unterwerfen; eben ſo ungeeignet aber 
auch, es dem Belieben der Parteien, welche ſich durch einen Ausſpruch 
der Verwaltungsbehörden in ihren Privatrechten benachtheiligt erachten, 
zu überlaſſen, ob ſie nun eine weitere Abhilfe vor dem Verwaltungs⸗ 
gerichtshofe oder vor den Gerichten ſuchen wollen. Das Eine wie das 
Andere wäre dem Anſehen des Verwaltungsgerichtshofes in gleicher 
Weiſe abträglich. 

Bis es gelingt, in Oeſterreich ein allgemeines Geſetz für 
das Verfahren der Verwaltungsorgane bei den einzelnen Enteignungen 
zu Stande zu bringen, mögen wenigſtens die einzelnen Specialgeſetze, 
welche dieſen Gegenſtand für beſtimmte Gebiete regeln, jenen geſunden, 
von der Wiſſenſchaſt gebilligten Grundſatz einführen und den verderblichen 
Weg, welchen die Geſetzgebung durch die Zulaſſung von ſechs In⸗ 
ſtanzen über die einfachſte aller Fragen, nämlich die Ermittlung der in 
den agrariſchen Geſetzen feſtgeſtellten Entſchädigungen, betreten hat, jetzt 
um ſo eher wieder verlaſſen, wo durch die Errichtung des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes volle Gewähr für die Legalität adminiſtrativer Ent⸗ 
ſcheidungen geboten iſt. Vor Allem iſt das Fiſchereigeſetz dazu berufen. 
Erwägt man, daß die Angelegenheiten der Fiſcherei in der Regel einfach ſind, 
eben deßhalb aber auch eine raſche und einfache Entſcheidung erheiſchen, ſo 
erſcheint es nicht gerechtfertigt, gerade dieſe Angelegenheiten einem Ver⸗ 
fahren zu unterziehen, welches mit ſolchen Erſchwerungen verbunden iſt. 
Welchen Eiſer ſollen die Fiſchereiberechtigten in der Anlegung von Schon⸗ 
plätzen, von Fiſchſtegen u. dgl. entwickeln, wenn ihnen in Ausſicht ſteht, 
wegen der zu leiſtenden Entſchädigung zuerſt vor drei Verwaltungs⸗Inſtan⸗ 
zen und hernach erſt vor eben ſo vielen richterlichen Behörden im Rechts⸗ 
wege verhandeln zu müſſen. 


Competenz der Behörden. Strafen. 
8 28. 

Dieſer Paragraph will beſtimmen, daß die Handhabung des 
Fiſchereigeſetzes und der auf Grund desſelben weiter erlaſſenen Landes⸗ 
geſetze und Verordnungen ſowie die Entſcheidung über die Anwendung 
desſelben den politiſchen Behörden zuſtehe. — In der Faſſung des 
Entwurfes iſt der Sinn der Beſtimmung nicht vollkommen klar. 
Noch weniger klar iſt es, wie nach den Motiven zum VII. Ab⸗ 
ſchnitte weitere Beſtimmungen über die Competenz der einzelnen poli⸗ 
tiſchen Behörden in Fiſcherei⸗ Angelegenheiten der Landesgeſetzgebung 
überlaſſen werden können. Es kann unmöglich über eine und dieſelbe 
Frage in dem einen Lande die Statthalterei, in dem anderen die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaſt in erſter Inſtanz entſcheiden. Hat die Reichsgeſetz⸗ 
gebung im $ 28 die Competenz im Allgemeinen feſtgeſtellt, jo hat fie dieſe 
Beſtimmung entweder ſelbſt, wenn es nothwendig iſt, zu vervollſtändigen, 
oder die nähere Ausführung im Verordnungswege zu normiren. 


88 29 bis 31. 

Die Textirung des § 29 Abſatz I gibt zu manchen Zweifeln 
Anlaß. Wer ſoll als Uebertreter des § 5 geſtraft werden: die Gemeinde, 
wo der Fiſchfang in Gemeindewaſſern freigelaſſen wird? die ſämmt⸗ 
lichen Mitglieder der Gemeindevertretung, welche eine ſolche Freigebung 
oder die verbotene Trennung der Pachtbezirke beſchließen, die Gemeinde⸗ 
vorſtehung, welche den Beſchluß ausführt, der Pächter, welcher eine 
getrennte Pachtung eingeht, der Fiſcher u. ſ. w.? Noch zweifelhafter 
iſt dies bei anderen Fiſchereien der 88 3 und 5. Daß im 8 29 
auch eine Strafſanction gegen die im §. 21 auszuſprechenden Verbote 
des Einleitens oder Einwerfens ſchädlicher Stoffe in die Fiſchwaſſer 
aufzunehmen ſei, iſt bereits zum § 21 erwähnt. 

Die 88 29 und 30 verordnen in beſtimmten Fällen den Ver⸗ 
ſall „der betreffenden Fiſchereigeräthſchaften und Fiſche“, deren Erlös 
dem Armenſonde zuzufließen hat. Dieſe Beſtimmungen ſind in vielen 
Fällen den Fiſcherei⸗Intereſſen abträglich. Handelt es ſich um verbotene 
Fiſchereigeräthſchaſten, jo find dieſelben vor dem Verkaufe zum Fiſch⸗ 
fange unbrauchbar zu machen, unerlaubt gefangene Fiſche aber ſind, wenn 
dies noch möglich it, in das Fiſchwaſſer zuruck zu verſetzen. 

Die SS 29 bis 31 über die Beſtimmungen des Strafminimums 
und Strafmaximums, über die Umwandlung der Geldſtrafen in Arreſt⸗ 
ſtrafen, über die Verwendung der Geldſtrafen und des Erlöſes für 
verfallene Werkzeuge oder Gegenſtände der begangenen Uebertretungen, 
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über Verjährungsfriſten, Berufungen u. dgl. — laſſen den Wunſch als 
gerechtfertigt erſcheinen, daß recht bald das allgemeine Polizeiſtraf⸗ 
geſetz oder ein ähnliches allgemeines Geſetz dieſe und zahlreiche andere 
ſtrafrechtliche Momente allgemeiner Natur für alle Uebertretungen gleich⸗ 
mäßig feſtſtellen möge. Nur in ſolcher Weiſe wird es möglich den die 
Handhabung der Geſetze erſchwerenden chaotiſchen Verſchiedenheiten in 
den ihrer inneren Natur nach ganz gleichartigen Beſtimmungen ein 
Ende zu machen und dadurch die Reichsgeſetzgebung ſowie die Landes⸗ 
geſetzgebung der Nothwendigkeit zu entheben, alle dieſe in jedem mit 
Strafbeſtimmungen ausgerüſteten Specialgeſetze in gleicher Weiſe wieder⸗ 
kehrenden Gegenſtände immer wieder in neuer, nicht ſelten verfehlter 
Form zu regeln. 
Schlußbemerkungen. 

Wir haben in unſerer Darſtellung die vielen unleugbaren 
Vorzüge, welche kein unbeſangenes Urtheil dem Fiſchereigeſetzentwurfe 
wird abſprechen können, einer weiteren Beſprechung nicht unterzogen, 
weil dieſelben durch ihren Werth ſich ſelbſt Eingang in das Geſetz 
verſchaffen werden; die Fehler dagegen, welche abgeändert werden 
können und ſollen, offen darzulegen, haben wir für eine Pflicht der 
Publiciſtik gehalten. Das Ziel, welches wir bei dieſer Arbeit im Auge 
hatten, iſt kein anderes, als dem Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes 
Jeine ſchwierige Aufgabe zu erleichtern, nachdem über Beſchluß des 
Hauſes und Zuſtimmung der Regierung die Vorlagen an den⸗ 
ſelben zur Verbeſſerung zurückgewieſen worden find. Sämmtliche von 
uns beſprochene Mängel und Gebrechen, ſo nachtheilig ſie auch der 
Fiſcherei ſelbſt, der Landwirthſchaft und der Induſtrie wären, ſind 
von der Art, daß ſie durch eine ſorgfältige Umarbeitung und Ergänzung 
der Regierungsvorlage nach der dem Ausſchuſſe geſtellten Aufgabe be⸗ 
ſeitigt werden können, ohne daß die großen Vorzüge des Entwurfes 
dadurch einen Abbruch erleiden werden. Unſer Wunſch wäre erfüllt, 
wenn dieſe unſere Arbeit auch nur einigermaßen dazu beitragen würde, 
daß auch die öſterreichiſchen Länder recht bald ein Fiſchereigeſetz er⸗ 
halten, welches unſerer Geſetzgebung zur Ehre, der Fiſcherei ſelbſt 
aber zum wahren Nutzen gereicht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Es hängt von dem Ermeſſen der politiſchen Behörde nach jagdpoli⸗ 
zeilichen Nückſichten ab, eine Jagdverpachtung nach Cataſtralge⸗ 
meinden zuzulaſſen oder die Verpachtung nach dem Umfange der 
politiſchen Gemeinde anzuordnen ). 

Die K— x Jagdgeſellſchaft, welche zuletzt Pächterin der zu der 
Ortsgemeinde M. gehörigen Steuergemeinden G., K., M., T. und B. 
war, bat am 22. Mai 1875 die Bezirkshauptmannſchaft K., dieſelbe 
möge nach Einvernehmen der Gemeinde M. die Verlängerung des 
Pachtvertrages über die Jagd in den erwähnten Gemeinden um den 
bisherigen Pachtſchilling genehmigen. 

Aber die Gemeinde M. ſaßte am 2. Auguſt 1875 im verſam⸗ 
melten Ausſchuſſe die Beſchlüſſe: 1. daß die fragliche Jagd öffentlich 
verſteigert, 2. daß die Jagd jeder einzelnen Steuergemeinde abgeſon⸗ 
dert verpachtet werden ſollte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft K., von der Erwägung ausgehend, 
daß bei einer ſeparirten Verſteigerung der Jagdbarkeit der 5 Steuer⸗ 
gemeinden, falls aus der Licitationsverhandlung für die einzelnen 
Steuergemeinden eigene Pächter hervorgehen ſollten, die vollſtändige 
Ausrottung des Wildes in dieſen Jagdgebieten zu gewärtigen ſei und 
nicht nur Streitigkeiten wegen der nicht markirten Grenzen der ein⸗ 
zelnen Cataſtralgemeinden, ſondern auch ſchwere Uebelſtände in ſicher⸗ 
heitspolizeilicher Beziehung ſich ergeben würden, verfügte mit Erläſſen 
vom 7. und 30. Auguſt 1875, 8. 9588, 10559, daß die Jagdbar⸗ 
keit in den zur politiſchen Gemeinde M. gehörigen Steuergemeinden 
B., G., K., M. und T. als ein zuſammenhängendes Jagdgebiet um 
einen gemeinſchaſtlichen Ausrufspreis verſteigerungsweiſe wieder zu ver⸗ 
pachten wäre. 

Dagegen recurrirte die Gemeinde M., beantragte die Aufhebung 
der bezirksbehördlichen Entſcheidungen und Zulaſſung der Cataſtralgemeinde⸗ 
jagdverpachtungen. Die Gemeinde M. motivirte ihren Recurs, wie folgt: 

„Das Jagdrecht in den einzelnen Steuergemeinden hat nicht 


gleichen Werth. Werden nun alle Steuergemeinden cumulativ um 
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) Vgl. Nr. 18 ex 1870 und Nr. 12 ex 1873 dieſer Zeitſchrift. 
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einen vermengten Pachtpreis Hintangegeben, ſo werden dadurch jene | weil nur zufälliger Weiſe — trotz der ſeparaten Verſteigerung — die 


Gemeinden, in denen das beſſere und werthvollere Jagdrevier 
liegt, in ihrem Intereſſe beſchädigt, welcher Vorgang zur Unzu⸗ 
friedenheit und zu Streitigkeiten Anlaß gibt. Eine Einzelverpachtung 
der Jagd ſteht der Wildhege nicht entgegen und es kann ja die K. . r 
Jagdgeſellſchaft alle einzelnen Reviere erſteigern. Der Erlaß der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft ſchließt die Concurrenz aus. Ob die Grenzen der 
Steuergemeinden markirt ſind oder nicht, iſt gleichgiltig, da es Sache 
des Jagdpächters iſt, ſich über die Grenzen zu orientiren. Auch im 
politiſchen Bezirke V. haben mehrere Steuergemeinden ihre Jagd ſelbſt 
verpachtet.“ 

Ueber dieſen Recurs ordnete die Landesregirung in K. vorläufig 
Erhebungen unter Zuziehung der Gemeindevorſtehung und einiger orts⸗ 
kundiger Fachmänner darüber an, ob und welche Unzukömmlichkeiten, 
insbeſondere in ſicherheitspolizeilicher Beziehung entſtehen würden, wenn 
das Jagdrecht in den einzelnen Cataſtralgemeinden beſonderen Pächtern 
zuerkannt werden ſollte. 

Dieſe Erhebungen fanden am 25. October ſtatt und ſprach ſich 
dabei Forſtreferent P. (erſter Sachverſtändiger) dahin aus, daß die 
Einzelverpachtungen die einzelnen Jagdreviere devaſtiren würden, da 
die Terrainverhältniſſe ungünſtig ſeien, daß ferner Streitigkeiten unter 
den einzelnen Jagdpächtern unvermeidlich fein würden. Geometer C. 
(zweiter Sachverſtändiger) ſchließt ſich dem Gutachten des P. an und 
bemerkt noch, daß nur ganz einzelne Grundbeſitzer Kenntniß von den 
Cataſtralgemeindegrenzen beſäßen. 

Daraufhin wies die Landesregierung (2. November 1875, 
3. 6368) den Recurs des Gemeinde⸗Ausſchuſſes M. ab und beſtätigte 
die bezirksbehördlichen Entſcheidungen aus nachſtehenden Motiven: 

„Wenngleich zur Beſchlußfaſſung über die Modalitäten der 
Jagdverpachtung innerhalb der geſetzlichen Beſchränkungen zunächſt 
die Gemeindevertretung berufen iſt, ſo iſt doch auch gemäß der Mini⸗ 
ſterial⸗Verordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, 
die politiſche Behörde berechtigt und verpflichtet, den Verpachtungs⸗ 
act nach allen Richtungen hin, daher auch in Abſicht auf das 
der Verpachtung zu unterziehende Jagdgebiet zu prüfen und dem⸗ 
ſelben in genauer Würdigung aller Verhältniſſe die Beſtätigung 
zu ertheilen oder zu verſagen. Es iſt ſomit auch Sache der poli⸗ 
tiſchen Behörde, zu beurtheilen und darüber zu entſcheiden, ob im 
conereten Falle die Verpachtung der Jagdbarkeit nach Cataſtral⸗ 
gemeinden aus jagdpolizeilichen Rückſichten zuläſſig iſt oder ob letztere 
die Vereinigung mehrerer Cataſtralgemeinden zu einem cumulativ zu 
verpachtenden Jagdgebiete nothwendig erſcheinen laſſen. Da nun im 
vorliegenden Falle aus den gepflogenen Erhebungen mit aller Be⸗ 
ſtimmtheit hervorgeht, daß bei einer ſeparaten Verſteigerung der Jagd⸗ 
barkeit der fraglichen Steuergemeinden, falls hierdurch für die ein⸗ 
zelnen Cataſtralgemeinden beſondere Jagdpächter aufgeſtellt werden ſollten, 
nicht nur der Beſtand der Jagd in Frage geſtellt werden würde und 
die vollſtändige Ausrottung des Wildes zu gewärtigen wäre, ſondern 
auch die Ausübung der Jagd in den einzelnen Cataſtralgemeinden 
einerſeits wegen nicht vorhandener Gemarkung der Grenzen mit 
Streitigkeiten verbunden wäre, andererſeits aber wegen der örtlichen 
Verhältniſſe, d. h. wegen der Configuration des Bodens bei einem 
gleichzeitigen Jagen in den einzelnen Steuergemeinden Gefahren für 
die Sicherheit der Perſonen mit ſich bringen würde, jo iſt die polı- 
tiſche Behörde berechtigt, ohne Rückſicht auf den im Gegenſtande ge- 
faßten Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes die ſeparate Verſteigerung der 
Jagdbarkeit in den erwähnten Steuergemeinden als nicht zuläſſig zu 
erklären. Dadurch, daß die fraglichen 5 Steuergemeinden als ein 
zuſammenhängender Jagdeomplex zur Verſteigerung kommen, we den 
übrigens in ökonomiſcher Beziehung die Intereſſen der auf den Jagd⸗ 
pachtſchilling Anſpruch habenden Grundbeſitzer der einzelnen Kataſtral⸗ 
gemeinden in keiner Weiſe geſchädiget, da der Gemeinde⸗Ausſchuß ohnehin 
bezüglich des Ausrufspreifes eine ſcalamäßige Berechnung des Werthes 
in den einzelnen Steuergemeinden vorgenommen hat und daher das 
durch die Verſteigerung ſich ergebende geſammte Mehrerträgniß nach 
dem vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe aufgeſtellten Maßſtabe zur Vertheilung 
zu kommen hat. Die in früherer Zeit ſtattgefundenen ſeparaten Ver⸗ 
ſteigerungen der Jagdbarkeit in den mehrerwähnten 5 Steuergemeinden 


fraglichen Jagdbarkeiten in einer Hand vereinigt waren. Eine Bürg⸗ 
ſchaft dafür, daß dieſer Zufall wieder eintrete, iſt um ſo weniger 
vorhanden, als die Acten der gegenwärtigen Verhandlung den Eindruck 
machen, daß dermalen gerade eine Zerſplitterung des Jagdeomplexes 
beabſichtigt wird.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde der Miniſterialrecurs eingebracht, 
in welchem zuerſt gegen die Entſcheidung der Landesregierung de jure 
polemiſirt, dann geltend gemacht ward, daß die Jagd ein Gegenſtand 
des Ertrages für den Grundbeſitzer ſei, daher möglichſt hohe Pacht⸗ 
zinſe erſtrebt werden müßten, und das könne in concreto nur durch 
Einzelverpachtungen geſchehen 

Indeſſen das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium gab laut Erlaſſes vom 
23. Jänner 1876, 8. 14,745 ex 1875, dem Miniſterialrecurſe aus 
den in der Entſcheidung der Landesregierung geltend gemachten Gründen 
keine Folge. E— e. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector extra statum der General⸗ 
Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen Friedrich Dieterle und dem Mi⸗ 
niſterialſecretür im Handelsminiſterium Dr. Emil Lange v. Burgenkron 
ſyſtemiſirte Oberinſpectorsſtellen bei der General⸗Inſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Johann Steiner zu Klein⸗ 
Maria⸗Zell das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Ignaz Wanke zum Oberfinanz⸗ 
rathe und Finanzdirector in Salzburg ernannt. 

Seine. Majeſtät haben dem Directionsadjuncten im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Karl Szlavik taxfrei den Titel und Charakter eines 
Hilfsämterdirectors verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe und Leiter der Expoſitur bei 
dem Centraltaxamte in Wien Ludwig Meerwald den Titel und Charakter 
eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den a. o. Geſandten am königl. niederländiſchen 
Hofe Heinrich Ritter v. Haymerle taxfrei in den öſterr. Freiherrnſtand erhoben. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Honorarconſulates in 
Valdivia⸗Corral Julius Oehrens zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den beim Conſulate in Batavia verwendeten Privat⸗ 
kanzler Johann Auguſt van Delden zum unbeſoldeten Viceconſul bei dem ge⸗ 
nannten Amte ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Poltzeicommiſſär Georg Schweiger 
zum Obercommiſſär und die Concipiſten Georg Edlen v. Gorgo und Maximilian 
Carlin zu Commiſſären der Trieſter Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten Eduard Pohl zum 
Commiſſär bei der Wiener Polizeidirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Viceſecretär im Finanzminiſterium Dr. 
Moriz Edlen v. Winter die Finanzrathsſtelle bei der Lottodirection und dem Finanz⸗ 
commiſſär dieſer Direction Karl Buchmüller die Finanzſeeretärsſtelle verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den k. k. Linienſchiffslieutenant 1 Claſſe Franz 
Hopfgarten zum nautiſchen Adjuncten der Trieſter Seebehörde ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuratursſecretär Dr. Alfred Ritter 
v. Zygadlowiez zum Finanzrathe und den Procuratursadjuncten Dr. Friedrich 
Ruebenbauer zum Gecretär bei der Finanzprocuratur in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Alois Huffski zum 
Finanzrathe und den Finanzcommiſſär Carl Kielniowski zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär für den Bereich der galiz. Finanz -Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Rechnungsrath und Leiter des 
Rechnungsdepartements der Laibacher Finanzdirection Franz Suyer zum Ober⸗ 
rechnungsrathe und Vorſtande bei dieſem Rechnungsdepartement ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Auguſt v. Tileman n⸗ 
Schenk zum Hauptſteuereinnehmer für den Bereich der galiziſchen Finanz⸗ 


Landes⸗Direction ernannt. 


Erledigungen. 

Commiſſärsſtelle bei der k. k. Telegrafen⸗Direction in Zara, bis 6. Mai 
(Amtsbl. Nr. 87.) 

Prakticantenſtellen, unentgeltliche, im Bereiche der Generaldirection der 
Tabakregie, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 87.) 

8 Gemeindearztesſtellen bei den politiſchen Gemeinden Moravic, Martince, 
Hertkovce, Kupinovo, Suréin, Simanovce, Altbanovce und Neuflanfamen mit je 
600 fl. nebſt 60 fl. Quartiergeld und Ordinationsgebühren, bis Ende Mat. 
(Amtsbl. Nr. 87.) 

Kanzliſtenſtellen bei der k. k. 
Ende Mat. (Amtsbl. Nr. 87.) 0 

Zehn Poſtaſſiſtentenſtellen mit je 600 fl. Jahresgehalt und 300 fl. 
Activitätszulage gegen Caution bis 7. Mat. (Amtsbl. Nr. 79.) 

Bautechniker mit 1000 fl. Gehalt für die marine⸗ärariſchen Bauten in 
Pola, bis Ende April. Amtsbl. Nr. 89). 
Kanzliſtenſtelle bei der nied.⸗öſterr. Statthalterei in der eilften Rangs⸗ 


Polizeidirection in der XI. Rangsclaſſe, bis 


können nicht auch für die Zukunft als maßgebend betrachtet werden, claſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr 91). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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